Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7 / 4449 


10. 12. 75 


Sachgebiet 40 


Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- und Famiiienrechts (1. EheRG) 

^ Drucksachen 7/650, 7/4361 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Zu Artikel 5 

1. Nummer 1 wird gestrichen und durch folgende Num- 
mer 1 ersetzt: 

,1 . § 23 a Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Streitigkeiten über eine durch Verwandtschaft 
begründete gesetzliche Unterhaltspflicht, soweit 
sie nicht die gesetzliche Unterhaltspflicht gegen- 
über einem ehelichen Kind betreffen-,"' 

2. Nummer 2 wird gestrichen und durch folgende Num- 
mer 2 ersetzt: 

,2. In § 71 Abs. 2 wird in Nummer 2 der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Nummer 3 
eingefügt: 

„3. für Familiensachen."' 

3. Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a eingefügt: 
, 2 a. Nach § 71 wird folgender § 71 a eingefügt: 

.§ 71 a 

(1) Bei den Landgerichten werden Kammern für 
Familiensachen (Familiengerichte) eingerichtet. Fami- 
liensachen sind: 

1. Ehesachen; 

2. Verfahren über die Regelung der elterlichen 
Gewalt über ein eheliches Kind, soweit nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs hier- 
für das Familiengericht zuständig ist; 

3. Verfahren über die Regelung des persönlichen 
Verkehrs des nicht sorgeberechtigten Elternteils 
mit dem Kinde; 

4. Verfahren über die Herausgabe des Kindes an 
den anderen Elternteil; 

5. Streitigkeiten, die die gesetzliche Unterhalts- 
pflicht gegenüber einem ehelichen Kinde betref- 
fen; 
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6. Streitigkeiten, die die durch Ehe begründete ge- 
setzliche Unterhaltspflicht betreffen; 

7. Verfahren, die den Versorgungsausgleich betref- 
fen; 

8. Verfahren über die Regelung der Rechtsverhält- 
nisse an der Wohnung und am Hausrat (Verord- 
nung über die Behandlung der Ehewohnung und 
des Hausrats - Sechste Durchführungsverordnung 
zum Ehegesetz vom 21. Oktober 1944, Reidis- 
gesetzbl. I S. 256); 

9. Streitigkeiten über Ansprüche aus dem ehelichen 
Güterrecht, auch wenn Dritte am Verfahren be- 
teiligt sind; 

10. Verfahren nach §§ 1382 und 1383 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. 

(2) Sind wegen des Umfangs der Geschäfte meh- 
rere Kammern für Familiensachen zu bilden, so sollen 
alle Familiensachen, die denselben Personenkreis be- 
treffen, derselben Kammer zugewiesen werden. 

(3) Die Kammern für Familiensachen werden mit 
Familienrichtern besetzt. Ein Richter auf Probe darf 
Geschäfte des Familienrichters nicht wahrnehmen.'" 

4. Die Nummern 3 bis 5 werden gestrichen. 

5. Nummer 7 wird gestrichen und durch folgende Num- 
mer 7 ersetzt: 

,7. § 170 wird wie folgt gefaßt: 

170 

Die Verhandlung in Familien- und Kindschafts- 
sachen ist nicht öffentlich. Dies gilt für Familien- 
sachen des § 71 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, 6, 9 nur, soweit 
sie mit einer der anderen Familiensachen verhandelt 
werden. " 

II. Zu Artikel 6 

1 . Nummer 7 wird gestrichen. 

2. In Nummer 19 wird § 606 Abs. 3 wie folgt gefaßt: 

„(3) Ist die Zuständigkeit eines Gerichts nach diesen 
Vorschriften nicht begründet, so ist das Familiengericht 
beim Landgericht Berlin ausschließlich zuständig." 

3. In Nummer 19 wird § 608 gestrichen. 

4. In Nummer 19 wird in § 624 der Absatz 3 gestrichen. 
Absatz 4 wird Absatz 3. 

5. Nummer 25 wird gestrichen. 


Bonn, den 10. Dezember 1975 


Carstens, Stückten und Fraktion 
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